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1. Wie wollen Sie das Bündnis Bezahlbares Wohnen und Bauen Rheinland-Pfalz nach 

der Landtagswahl weiterentwickeln und welche neuen Impulse möchten Sie 

setzen, um die Zusammenarbeit zwischen Land, Kommunen und 

Wohnungswirtschaft zu stärken? 

Wir befürworten das Ziel des Bündnisses, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. An den 

Haustüren hören wir sehr oft, dass steigende Mieten und Nebenkosten den Alltag vieler 

Menschen belasten und erschweren. Für uns sind daher die Themen 

Wohngemeinnützigkeit und die Absenkung der zu hohen Mieten zentrale Themen.  

Wir möchten ein Wohnraumaufsichtsgesetz in RLP auf den Weg bringen, um den 

Kommunen mehr Spielräume zu verschaffen gegen schlechte Wohnverhältnisse 

vorzugehen. Außerdem setzen wir uns dafür ein, dass die kommunale Familie unterstützt 

wird gegen illegal hohe Mieten vorzugehen und Mietwucher konzequent zu verfolgen.  

Wir können uns gut vorstellen, das Bündnis um weitere Kooperationspartner zu erweitern, 

z.B. um weitere Landkreise, Städte, insbesondere aber auch um soziale Verbände und 

Vereine. Eine klarere Ausrichtung auf die Wohngemeinnützigkeit sowie die Aufnahme von 

verbindlichen Umweltstandards in das Memorandum des Bündnisses halten wir auch für 

wichtig. Zur Stärkung der Zusammenarbeit wollen wir, dass das Land selbst als starker 

Akteur in der Wohnungswirtschaft auftritt, mit der Förderung von Ausbau / Gründung 

städtischer Baugesellschaften und Genossenschaften sowie der Einführung eines Grund- 

und Bodenfonds zur langfristigen Sicherung kommunaler Flächen.  

2. Welche Strategien planen Sie, um ausreichend Fördermittel langfristig zu sichern 

und konjunkturunabhängig bereitzustellen – insbesondere mit Blick auf die 

Notwendigkeit, dauerhaft mietpreisgebundene Wohnungen zu schaffen? 

Meine Partei setzt sich für einen massiven Ausbau eines Wohngemeinnützigkeits-Sektors 

ein. Alle Förderungen im Bereich Wohnen sollten dazu dienen, die Wohngemeinnützigkeit 

weiterauszubauen. Dazu braucht es eine Anschubfinanzierung des Landes, aber dauerhaft 

tragen sich die Wohngenossenschaften selbst.  

3. Welche Reformen halten Sie für notwendig, um schnelleres, pragmatischeres 

und kostengünstigeres Bauen im Land zu ermöglichen? 



Wir finden es wichtig, dass wir zuerst den bereits bestehenden Wohnraum in den Fokus 

nehmen. Mit Leerstands- / Zweckentfremdungsstrafen sollen daher Wohnungen, die nicht 

genutzt werden, wieder dem Wohnungsmarkt zurückgeführt werden. Beim Bauen setzen 

wir auf vertikale Nachverdichtung sowie auf Mischbebauung (Kombination von 

gewerblichen Bauten mit Wohnraum). Klare Umweltstandards, die Ermöglichung von 

Bürgerbeteiligung und soziale Standards sind Bedingungen, um nachhaltigen Wohnraum 

zu schaffen. Für uns steht eine bedarfsgerechte Quartiersentwicklung im Vordergrund, 

damit entstehender Wohnraum auch noch in vielen Jahren von vielen Generationen sinnvoll 

genutzt werden kann. 

4. Wie möchten Sie die Klimapolitik künftig stärker an tatsächlichen CO₂-

Emissionen ausrichten und welche Änderungen am Gebäudeenergiegesetz oder 

an landeseigenen Förderlogiken halten Sie für besonders dringlich? 

Der Immobiliensektor ist einer der größten CO₂-Verursacher in Deutschland. Uns ist daher 

die Förderung energieeffizienter Bauweisen bei Neubauten und energetische Sanierung 

von Altbauten besonders wichtig. Wir wollen Fernwärme und erneuerbare Energien, wie 

Solar- und Geothermie (statt Gasleitungen), in Neubaugebieten und Photovoltaikanlagen 

auf allen geeigneten Dachflächen, um fossile Brennstoffe zu ersetzen. Projekte des Landes 

und geförderte Projekte sind nach Standards der DGNB oder vgl. Standards zu 

zertifizieren. Zudem muss die energetische Sanierung sozialverträglich sein, z.B. durch 

eine gesetzliche Deckelung der Sanierungsumlage auf die Mietenden. 

5. Welche konkreten Maßnahmen planen Sie, um Kommunen personell, finanziell 

und rechtlich so zu stärken, dass mehr bezahlbarer Wohnraum entstehen kann 

– auch durch Konzeptvergaben oder interkommunale Kooperationen? 

Ein Grund weshalb bezahlbarer Wohnraum fehlt, ist, dass zu viel unbezahlbarer 

Wohnraum besteht. Daher wollen wir die Kommunen durch rechtliche Beratung, aber 

auch durch eine bessere finanzielle Ausgestaltung dabei unterstützen, illegal hohe Mieten 

konzequent zu verfolgen. Auch müssen Mieter*innen gut informiert werden über ihre 

Rechte. Unsere Bundestagsfraktion hat dazu ein Instrument geschaffen, die 

mietwucher.app. Auch wollen wir die kommunale Wohnungsaufsicht stärken: Kommunen 

müssen über klare Eingriffsrechte und ausreichende Ressourcen verfügen, um bei 

Mängeln verbindliche Anordnungen treffen und Bußgelder verhängen zu können. 

Und was interkommunale Kooperationen angeht, halten wir die Gründung / Ausbau von 

Baugesellschaften und Genossenschaften für besonders wichtig. 

6. Was bedeutet für Sie persönlich „Zuhause sein“ – und welche Erfahrungen prägen 

Ihre Haltung zur Wohnungspolitik? 

Für mich bedeutet ,,Zuhause sein“ vor allen Dingen Sicherheit und Wärme. Das eigene 

Zuhause sollte ein Ort sein, wo man sich, egal was ,,draußen“ passiert, zurückziehen und 

ausruhen können sollte.  Persönlich hat mich geprägt, dass ich bereits mehrfach aus 

diesem Zuhause ausziehen musste auf Grund von nicht mehr tragbaren Mieterhöhungen. 



Dies bedeutet nicht nur Stress, sondern man verliert auch sein näheres Umfeld 

(Nachbarschaft). Leider ist dieser sichere und warme Ort nicht für alle Menschen in 

Rheinland-Pfalz verfügbar. Darum müssen wir uns politisch kümmern. Dazu zählt für mich 

auch, dass man keine Strom- oder Gassperren verhängt und Leute im Winter im Kalten 

sitzen lässt.  

 


